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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. Juni 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) 
des Rates zur Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 

für Saatgut 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Arbeitsweise und Entwicklung des gemeinsamen 
Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse müssen 
verbunden sein mit einer gemeinsamen Agrarpolitik, 
und diese muß die gemeinsame Organisation der 
landwirtschaftlichen Einzelmärkte umfassen, die je 
nach dem Erzeugnis unterschiedliche Formen an- 
nehmen kann. 

Die gemeinsame Agrarpolitik bezweckt die Er- 
füllung der Ziele des Artikels 39 des EWG-Ver- 
trages. Die besondere Marktlage verschiedener Saat- 
gutarten wird durch die Notwendigkeit gekennzeich- 
net, wettbewerbsfähige Preise im Verhältnis zu den 
Weltmarktpreisen für diese Erzeugnisse aufrecht- 
zuerhalten. Deshalb besteht Anlaß, durch geeignete 
Maßnahmen sowohl die Stabilität des Marktes als 
auch den beteiligten Erzeugern ein angemessenes 
Einkommen zu sichern. 

Zu diesem Zweck ist die Möglichkeit vorzusehen, 
daß eine Beihilfe bei der Erzeugung dieses Saatguts 
gewährt wird. Angesichts der Eigentümlichkeit die- 
ser Erzeugung ist für diese Beihilfe ein System der 
Pauschalfestsetzung nach Doppelzentner erzeugtes 
Saatgut vorzusehen. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Saatgut 
hat die Einführung einer einheitlichen Handelsrege- 
lung an den Außengrenzen der Gemeinschaft zur 
Folge. Der gemeinsame Zolltarif wird mit vollem 
Recht gemäß dem Vertrag am 1. Januar 1970 ange- 
wendet. Diese Zollregelung ermöglicht den Verzicht 
auf alle sonstigen Schutzmaßnahmen. Um den Ge- 
meinschaftsmarkt jedoch gegenüber außergewöhn- 
lichen Störungen infolge von Ein- bzw. Ausfuhren 
nicht ungeschützt zu lassen, muß die Gemeinschaft 
die Möglichkeit haben, gegebenenfalls schnell die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Im Binnenhandel der Gemeinschaft sind ab 1. Ja- 
nuar 1970 jede Erhebung eines Zolls oder Abgabe 
gleicher Wirkung und jede mengenmäßige Beschrän- 
kung oder Maßnahme gleicher Wirkung mit vollem 
Recht gemäß dem Vertrag verboten. 


Die Vertragsbestimmungen, die eine Beurteilung 
der von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen 
und — bei deren Unvereinbarkeit mit dem Gemein- 
samen Markt — ihr Verbot gestatten, müssen auf 
den Saatgutsektor angewendet werden können. 

Um die Durchführung der in Aussicht genomme- 
nen Maßnahmen zu erleichtern, ist ein Verfahren 
vorgesehen, durch das im Rahmen eines Verwal- 
tungsausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission her- 
beigeführt wird. 

Die gemeinsame Marktorganisation für die dieser 
Verordnung unterworfenen Erzeugnisse hat parallel 
hierzu und in geeigneter Weise den Zielen der Arti- 
kel 39 und HO des EWG-Vertrages Rechnung zu 
tragen. 

Der Übergang von den augenblicklich in den Mit- 
gliedstaaten geltenden Regelungen zu der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Regelung muß sich unter 
den günstigsten Bedingungen vollziehen. Übergangs- 
maßnahmen können sich deshalb als notwendig er- 
weisen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 


Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für 
Saatgut errichtet. Diese Organisation betrifft nach- 
stehende Erzeugnisse: 


Tarif- 

nummer 

Warenbezeichnung 

ex 07.05 

Trockene ausgelöste Hülsenfrüchte, 


auch geschält oder zerkleinert, zur 


Aussaat 

10.05 A 

Hybridmais zur Aussaat 

12.03 

Samen, Sporen und Früchte zur Aus- 


saat 


Artikel 2 

Das Vermarktungsjahr für Saatgut beginnt am 
1. August und endet am 31. Juli des folgenden Jah- 
res. 

Artikel 3 

(1) Solange die Marktlage in der Gemeinschaft 
einer oder mehrerer in der Anlage erwähnter Er- 
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Zeugnisse sowie deren voraussichtliche Entwicklung 
den Erzeugern keine angemessene Lebenshaltung 
gewährleisten, kann eine Beihilfe für die Erzeugung 
dieser Erzeugnisse gewährt werden. 

Diese für jedes dieser Erzeugnisse in der ganzen 
Gemeinschaft einheitliche Beihilfe wird jedes Jahr 
vor dem 1. August für das im folgenden Jahr be- 
ginnende Vermarktungsjahr festgesetzt. 

Die Beihilfe für das Vermarktungsjahr 1970/1971 
wird jedoch vor dem 1. August 1970 festgesetzt. 

(2) Die Beihilfe wird je Doppelzentner erzeugten 
Saatguts unter Berücksiditigung folgender Faktoren 
festgesetzt: 

a) die Notwendigkeit, das Gleichgewicht zwischen 
dem für die Gemeinschaft erforderlichen Produk- 
tionsumfang und den Absatzmöglichkeiten für 
diese Produktion sicherzustellen; 

b) die Preise dieser Erzeugnisse auf den äußeren 
Märkten. 

(3) Die Beihilfe wird nach dem Verfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages festgelegt. 

(4) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen Vorschriften 
zur Gewährung der Beihilfe. 

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 10 
erlassen. 


Artikel 4 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen die- 
ser Verordnung oder einer vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages be- 
schlossener abändemder Bedingungen sind beim 
Handel mit Drittländern verboten: 

— die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung 
wie Zölle, 

— die Anwendung mengenmäßiger Beschränkimgen 
oder Maßnahmen gleicher Wirkung. 

Artikel 5 

(1) Wird der Markt in der Gemeinschaft für eines 
oder mehrere der in Artikel 1 erwähnten Erzeug- 
nisse auf Grund von Ein- oder Ausfuhren ernstlich 
gestört oder drohen ihm ernstliche Störungen, so 
daß die Ziele des Artikels 39 des Vertrages gefähr- 
det würden, so können im Handel mit Drittländern 
geeignete Maßnahmen angewendet werden, bis die 
Störung oder die Gefahr der Störung beseitigt ist. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmimgsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des EWG-Vertrages die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Absatz und bestimmt die Fälle 
und die Grenzen, innerhalb welcher die Mitglied- 
staaten vorläufige Maßnahmen treffen können. 


(2) Trifft die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so 
beschließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaats oder von sich aus die erforderlichen Maß- 
nahmen, die den Mitgliedstaaten mitzuteilen und die 
sofort anzuwenden sind. Liegt der Kommission der 
Antrag eines Mitgliedstaats vor, so entscheidet sie 
binnen vierundzwanzig Stunden nach Erhalt des An- 
trags in der betreffenden Angelegenheit. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der von 
der Kommission getroffenen Maßnahme innerhalb 
von drei Arbeitstagen nach Erhalt der Mitteilung 
befassen. Dieser tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die betreffende Maßnahme nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des EWG- 
Vertrages ändern oder aufheben. 

Artikel 6 

(1) Die Artikel 92, 93 und 94 des EWG-Vertrages 
sind auf die Erzeugung von und den Handel mit den 
in Artikel 1 genannten Erzeugnissen anzuwenden. 

(2) Vorbehaltlich von Artikel 92 Absatz 2 des 
EWG-Vertrages sind Beihilfen verboten, deren Höhe 
nach der Anbaufläche, nach dem Preis oder nach der 
Menge der in Artikel 1 erwähnten Erzeugnisse be- 
stimmt sind. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen 
sich gegenseitig die für die Durchführung dieser 
Verordnung notwendigen Angaben mit. 

Die Bestimmungen bezüglich der Mitteilung und 
Verbreitung dieser Angaben werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 10 festgelegt. 

Artikel 8 

(1) Es wird ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
bestehender Verwaltungsausschuß für das Saatgut- 
wesen — im folgenden „Ausschuß" genannt — unter 
dem Vorsitz eines Vertreters der Kommission ein- 
gesetzt. 

(2) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des EWG- 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil, 

A r t i k e 1 9 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaats den Ausschuß. 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande. 
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(3) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die so- 
fort anwendbar sind. Entsprechen jedodx diese 
Maßnahmen nidit der Stellungnahme des Aus- 
schusses, so werden sie dem R,at von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlossenen 
Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens einem 
Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 10 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt. 

Artikel 11 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu- 
gleich den in Artikel 39 und 110 des EWG-Vertrages 
genannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen der Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik gelten für die in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse vom Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung an. 


Artikel 13 

In Artikel 1 Absatz a der Verordnung Nr. 120/ 
67/EWG wird die Position „10.05 Mais" durch die 
Position „10.05 B Mais, anderer als Hybridmais zur 
Aussaat" ersetzt. 

Artikel 14 

Sollten Übergangsmaßnahmen zur Erleichterung 
des Übergangs von der in den Mitgliedstaaten 
augenblicklich geltenden Regelung zu der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Regelung oder, für den 
Hybridmais zur Aussaat, zur Erleichterung des Über- 
gangs von der durch Verordnung Nr. 120/67/EWG 
eingeführten Regelung zu der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Regelung erforderlich sein, insbeson- 
dere, falls diese Anwendung für verschiedene Er- 
zeugnisse auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen 
würden, so werden diese Maßnahmen nach dem 
Verfahren des Artikels 10 erlassen. Sie sind bis 
zum 31. Juli 1971 anzuwenden. 

A r t i k e 1 15 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 
Sie ist ab 1. August 1970 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 


Tarif- 

nummer 

Warenbezeichnung 

10.05 A 

ex 12.03 C 

Hybridmais zur Aussaat 

Die Raigräser (Lolium sp. mit Aus- 
nahme der Rasensorten) 

Die Schwingelgräser (Festuca sp. mit 
j Ausnahme der Rasensorten) 

Die Rispengräser (Poa sp.) 
Wiesenlieschgras (Phleum pratense) 

Gemeines Knaueigras (Dactylis glo- 
merata) 
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Begründung 


Der Vorschlag einer Verordnung zur Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 
betrifft die verschiedenen Saatgutarten, die noch 
keiner gemeinsamen Marktorganisation unterworfen 
sind. Die Kommission hatte dieses Saatgut in ihren 
Vorschlag einer Verordnung des Rates über die ge- 
meinsame Marktorganisation für bestimmte in An- 
hang II des Vertrages aufgeführten Erzeugnisse, 
„Restverordnung" genannt ^), eingefügt. Der Rat sah 
in den Bestimmungen dieser Verordnung keine zu- 
friedenstellende Lösung für das Saatgut und holte 
dieses aus dem von ihm erlassenen Text heraus. 

Außerdem ist der Hybridmais zur Aussaat (10.05 A) 
bereits in der Getreideverordnung enthalten. Die 
Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß die Bestimmungen 
dieser Verordnung für dieses Erzeugnis, deren Zoll- 
satz auf 4 ®/o konsolidiert ist, nicht immer einen wirk- 
samen Schutz gewährleisten. Dieses Erzeugnis muß 
deshalb aus der Getreideverordnung herausgeholt 
und in den vorliegenden Vorschlag eingefügt wer- 
den. 

Das übrige, in dem vorliegenden Vorschlag ent- 
haltene Saatgut, nämlich die trockenen ausgelösten 
Hülsenfrüchte zur Aussaat (ex 07.05) und das Saatgut 
der Tarifnummer 12.03 sind anläßlich der Kennedy- 
Runde- Verhandlungen mit Ausnahme der Position 
12.03 E „Andere" im GATT konsolidiert worden. 

Der gemeinsame Markt für Saatgut wird augenblidc- 
lich dadurch gekennzeichnet, daß für eine geringe 
Anzahl Arten — insbesondere verschiedene Futter- 
gräser — die Erzeugung innerhalb der Gemeinschaft 
nur dann fortgesetzt werden kann, wenn dieser ein 
gewisser Schutz gewährt wird, der dem Erzeuger 
ein angemessenes Einkommen sichert. Verschiedene 
Mitgliedstaaten wenden zur Sicherung ihrer eigenen 
Saatguterzeugung unterschiedliche Maßnahmen wie 
Zuschüsse, Kontingentierung, Abschöpfungen an. In 
der Bundesrepublik Deutschland wird dieser Schutz 
durch die Kontingentierung von verschiedenen Saat- 
gutarten und durch Beihilfen bei der Erzeugung ge- 
währleistet. In Frankreich werden die Preise für ver- 
schiedene Futtersamen durch ein interberufliches 
Abkommen gesichert und die „Union interprofes- 
sionelle" erhebt eine Abschöpfung auf die Ein- 
fuhren. 

Diese nationalen Schutzmaßnahmen müssen selbst- 
verständlich beseitigt werden, sobald die gemein- 
same Marktorganisation in Kraft getreten ist. An- 


0 Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des Rates vom 28. Juni 
1968, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 151 vom 30. Juni 1968 

2) Verordnung Nr. 120/67/EWG vom 13. Juni 1967, Amt- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 vom 
19. Juni 1967 


dere Mitgliedstaaten haben vor kurzem eine be- 
trächtliche Verringerung ihrer Anbauflächen für 
Saatgutarten festgestellt, die durch einen Rentabili- 
tätsrückgang dieser Kulturen verglichen mit dem 
Getreideanbau begründet ist. 

Andererseits wirft, mit Ausnahme dieser „empfind- 
lichen" Arten, die Erzeugung der übrigen in dem 
vorliegenden Verordnungsvorschlag betroffenen 
Saatgutarten im allgemeinen keine besonderen Pro- 
bleme in der Gemeinschaft auf. 

Es erscheint notwendig, eine gewisse gemeinschaft- 
liche Erzeugung für Saatgut aufrechtzuerhalten. Es 
handelt sich um eine hochspezialisierte Tätigkeit, 
für die mehrere Mitgliedstaaten hohe Summen in- 
vestieren und die ein wesentliches Erzeugungsmittel 
bildet. 

Die Gemeinschaft ist sich der Bedeutung des Saatgut- 
sektors bewußt und hat bereits verschiedene tech- 
nische Regelungen ausgearbeitet ^) und ist dabei, 
diese zu vervollständigen^). Diese Regelungen be- 
schränken den gewerbsmäßigen Verkehr auf erst- 
klassiges Saatgut und gewährleistet diese Qualität 
durch eine amtliche Kontrolle. Es wird die Ansicht 
vertreten, daß verschiedene in verschiedenen Dritt- 
ländern erzeugte oder vermehrte Saatgutarten durch- 
aus ungenügende Garantien über die Identität oder 
die Sortenreinheit liefern. 

Schließlich werden verschiedene, besonders gut an 
die Produktionsbedingungen der Gemeinschaft an- 
gepaßte Sorten, anderswo nicht erzeugt: für die Fut- 
tergräser z. B. erzeugt die Gemeinschaft allein die 
„Futtersorten" während die „Heusorten" außerhalb 
der Gemeinschaft erzeugt werden. 

Es wird demnach vorgeschlagen, für eine beschränkte 
Anzahl empfindlicher Arten und ausschließlich für 
zertifiziertes Saatgut, die Möglichkeit, Beihilfen bei 
der Erzeugung zu gewähren, zu schaffen. Dem Rat 
obliegt es, die allgemeinen Bestimmungen für die 
Gewährung dieser Beihilfen festzulegen: diese Be- 
stimmungen müssen insbesondere für die Erzeuger 
die Gewährleistung eines angemessenen Ertrages 
anstreben, dabei jedoch die unrentable Saatgut- 


®) Richtlinien des Rates vom 14. Juni 1966 (Betarüben- 
saatgut, Futterpflanzensaatgut, Getreidesaatgut, Pflanz- 
kartoffeln, forstliches Vermehrungsgut), Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 vom 11. Juli 
1966; Richtlinien zur Änderung dieser Richtlinien; 
Riditlinie vom 30. Juni 1969 (Saatgut von öl- und 
Faserpflanzen), Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 169 vom 10. Juli 1969 
^) Verschiedene Vorschläge über Gemüsesaatgut; ge- 
meinsamer Sortenkatalog für landwirtschaftliche Plan- 
zenarten; Gleichwertigkeit der Zertifizierungssysteme 
von Drittländern, zertifiziertes forstliches Vermeh- 
rungsgut usw. 
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kultur verhindern. Sie müssen ebenfalls eine ge- 
wisse Spezialisierung innerhalb der Gemeinschaft 
fördern. 

Die Beihilfe wird vom Rat zu einem in der ganzen 
Gemeinschaft einheitlichen Satz für jede Art und für 
die Dauer eines ganzen Vermarktungsjahres fest- 
gelegt. 

Schätzung der Kosten der Beihilfe bei der Erzeugung 

Die in diesem Verordnungs verschlag vorgesehenen 
Beihilfen werden vom EAGFL — Sektion Garan- 
tie — gewährt. Eine Schätzung der finanziellen Aus- 
wirkung ist schwierig, weil die Preise je nach der 
Art, der Sorte und der Qualität des Saatguts sowie 
nach dem Gebiet, dem Land oder dem Jahr der Er- 
zeugung variieren. 

Es ist jedoch möglich, Größenordnungen mit aus- 
reichender Genauigkeit aufzustellen. 

— Hybridmais: Die jährliche Erzeugung der 
Gemeinschaft beträgt ungefähr 600 000 Doppel- 
zentner. Die Produktionspreise sind nach Land, 
Sorte, Doppel-Hybride, Dreiweg-Hybride oder 
Einfach-Hybride verschieden und variieren zwi- 
schen 18 und 50 RE der Doppelzentner. Eine Prä- 
mie bei der Erzeugung, die nach der Art des Er- 
zeugnisses verschieden ist, darf durchschnittlich 
5 RE je Doppelzentner nicht überschreiten und 
entspricht einem jährlichen Kostenbetrag von 
höchstens 3 Millionen RE. 

— Futtergräser: Eine Berechnung, die die 
durchschnittliche Erzeugung der Gemeinschaft 
der letzten Jahre und einen mäßigen Beihilfe- 
betrag, der im Zusammenhang mit dem Unter- 
schied zwischen Importpreis und Gemeinschafts- 
preis festgelegt wurde, berücksichtigt, ergibt fol- 
gende Ergebnisse, die als ein Mindestbetrag an- 
gesehen werden sollen: 


Art 

EWG- 

Er- 

zeugung 

(dz) 

Bei- 
hilfen 
je dz 
(RE) 

Kosten 

(RE) 

Engl. Raigras spät 

27 000 

12 

324 000 

früh 

11 200 

6 

67 200 

Italien. Raigras 
und Hybride 

93 400 

4 

373 600 

Wiesenschwingel 

26 600 

14 

372 400 

Feine Schwingel 

28 600 

9 

257 400 

Rispengras 

36 500 

12 

438 000 

Lieschgras 

6 140 

14 

85 960 

Knaueigras 

19 120 

14 

267 680 

2 186 240 


Die Gesamttinanzierungkosten dürften also zwischen 
5 und 6 Millionen RE jährlich betragen. Es ist außer- 
dem sehr wahrscheinlich, daß die zu gewährenden 
Beihilfebeträge in den kommenden Jahren fallen 
werden. 

Sehr wichtiger Vermerk 

Die Saatgutkulturen für Hybridmais und Futter- 
gräsersamen umfassen in der Gemeinschaft eine 
Fläche von 55000 bis 60000 Hektar Agrarland. Wenn 
diese Kulturen aus Gründen mangelhafter Rentabili- 
tät durch Getreideanbau ersetzt würden, so würde 
diese Umwandlung für die Gemeinschaft viel höhere 
Subventionsbeträge für die Erzeugung von Saatgut 
bedeuten. Eine große Berechnung, gestützt auf die 
Abschöpfungen einerseits und die Erstattungen an- 
dererseits ergibt für Weichweizen, Gerste und Mais 
die Kostenbeträge von mehr als 8 Millionen RE bzw. 
mehr als 10 Millionen RE. 
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